
DIE SPITZE

Lächeln und winken
Die CDU würde sich sehr
freuen. Auch Frau Merkel
würde sich wohl freuen wol-
len. Genauso wie Guido We-
sterwelle. Worüber sie sich
alle freuen würden? Über ei-
ne zweite Amtszeit von Horst
Köhler. Doch der Bundesprä-
sident ziert sich noch. »Ja,
Vorfreude ist die schönste
Freude«, wird er sich den-
ken, sein Staatsoberhaupt
ein wenig neigen und sanft-
mütig lächeln.
Doch woran erkennt man ei-
gentlichen den Richtigen
fürs Amt? Daran, dass er es
schon vier Jahre gemacht
hat? Wir finden: nein. Und
wünschen uns deshalb ein
knallhartes Auswahlverfah-
ren. Warum nicht zehn Kan-
didaten auswählen und sie
unter öffentlicher Beobach-
tung testen?
Beim Foto-Shooting müss-
ten sie mal unschuldige
Miene zum bösen Spiel ma-
chen, und mal den Durch-
blick in nebulösen Zeiten
markieren. Oder wie wäre es
mit dem Madagaskar-Pingu-
in-Test: »Immer Lächeln und
winken, Freunde.« Bei der
Fernsehansprache müssten
sie dann noch eine Schippe
drauflegen: Nicht nur minu-
tenlang in die Kamera
lächeln, sondern dabei auch
noch einen Text vorlesen.
Doch so unterhaltsam wird
die Wahl sicher auch diesmal
nicht werden. Wahrschein-
lich sitzt SPD-Chef Kurt Beck
gerade im Garten und sam-
melt kleine Gänseblümchen.
Wofür? Er zupft den nächs-
ten Bundespräsidenten aus:
Köhler wird’s, Köhler wird’s
nicht, Köhler wird’s...

KONJUNKTUR
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Mit einem kräftigen Wachstum
im ersten Quartal hat die deut-
sche Wirtschaft viele Wirtschafts-
experten überrascht.
Für die IG Metall kamen die jüngs-
ten Zahlen allerdings nicht so un-
erwartet. Sie hatte schon länger
vor Panikmache gewarnt. Ihre Pro-
gnose: Das Wachstum geht in die-
sem Jahr deutlich weniger zurück-
geht, als viele Institute erwarten.

Dafür spricht nach Ansicht der
IG Metall, dass die bisherige wirt-
schaftliche Entwicklung noch im-
mer relativ stabil ist. Selbst die
Finanzmarktkrise schlug bisher
nicht auf das Wachstum durch. Ei-
ne Gefahr für das Wirtschafts-
wachstum gehe daher auch weni-
ger von den Finanzmärkten als

vielmehr von einem zu geringen
Konsum aus. Zwar deutet sich bei
der Nachfrage unter den Verbrau-
chern ein Anstieg an.

Doch komme dieser Anstieg von
einem sehr niedrigen Niveau.
Fraglich sei zudem, ob diese Ent-
wicklung weitergehe. Die Preisent-
wicklung etwa bei Energie könnte
der Nachfrage in den kommenden
Monaten erneut einen Dämpfer
verpassen.

Wichtig ist deshalb, dass das
geringere Wachstum in diesem
Jahr nicht zu Lasten der Lohnent-
wicklung geht. Den Preisanstieg
können die Unternehmen auf-
grund ihrer Gewinne in den ver-
gangenen Jahren deutlich leichter
schultern als die Beschäftigten.
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IG Metall bleibt optimistisch

Fast 19 Prozent verdienen Ingenieure mehr, wenn ihr Unternehmen
nach Tarif zahlt. Auch bei der Arbeitszeit stehen sie sich besser.

Tarifbindung bringt Ingenieuren Einkommensvorteile

L o h n s p i e g e l

Ingenieure mit Tarif haben die Nase vorn

Datenbasis: Angaben von
7 040 Ingenieuren,
ohne Zulagen/Zuschläge
und Sonderzahlungen
Quelle:
www.lohnspiegel.de 2008
©Hans-Böckler-
Stiftung 2008
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I m p r e s s u m

B e r u f s b i l d u n gdirekt gefragt:

müssen alle ›Warteschleifen‹ an
berufsbildenden Schulen und bei
Bildungsträgern in drei Jahren voll-
ständig abgebaut werden: Wer
Fachkräfte braucht, bildet sie am
besten selber aus.«

Auch in diesem Jahr hat die Bun-
desagentur für Arbeit (BA) eine Zu-
nahme betrieblicher Lehrstellen
registriert. Gegenüber dem Vor-
jahr ist ihre Anzahl um 38 700 an-
gestiegen. Parallel ist die Anzahl
der Bewerber um 93 500 abgesun-
ken. Die BA macht dafür die gerin-
ge Geburtenrate verantwortlich
sowie die aktuell gute Konjunktur.
Viele Schulabgänger suchten sich
angesichts der verbesserten Ar-
beitsmarktlage selbständig eine
Lehrstelle. Mit einer fundierten
Analyse des Ausbildungsmarkts
hält sich die BA allerdings zurück.

Es bleibt abzuwarten, wie sich
das Meldeverfahren Jugendlicher
und der Ausbildungsbetriebe in
den kommenden Monaten ändert.

In Betrieben fehlen Facharbeiter, und zehntausende
Schulabgänger suchen nach Lehrstellen. Was tut
sich am aktuellen Ausbildungsmarkt?

Stellen die Betriebe genügend
Auszubildende ein?

Der Berufsbildungsbericht 2008
bestätigt: Im vergangenen Ausbil-
dungsjahr erhielten rund 100 000
Lehrstellenbewerber keinen Aus-
bildungsplatz.
«Trotz des konjunkturellen Auf-
schwungs ist die Trendwende in
der Ausbildung nicht geschafft
worden«, analysiert Ingrid Sehr-
brock, stellvertretende Vorsitzen-
de des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, den aktuellen Berufsbil-
dungsbericht 2008. Dem Bericht
zufolge hat sich das Angebot be-
trieblicher Ausbildungsstellen im
vergangenen Jahr zwar erheblich
erhöht. Unterm Strich blieben
aber dennoch rund 100 000 Ju-
gendliche ohne Lehrstelle.

Besonders problematisch ist die
»Bugwelle« an Altbewerbern. »Et-
wa 385 000 Jugendliche haben
sich seit Jahren erfolglos bewor-
ben und tauchen als Altbewerber
wieder auf«, kritisiert Sehrbrock
in einer Stellungnahme, »deshalb
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Noch keine Trendwende

»Wir haben in diesem Jahr 16 Auszubildende ein-
gestellt, davon sieben im Angestelltenbereich. Im
vergangenen Jahr waren es nur fünf Azubis im Ange-
stellten- und fünf im Gewerblichenbereich, also
deutlich weniger. Natürlich haben wir als Betriebsrat
durch harte, aber auch faire Verhandlungen Druck
gemacht. Aber die Geschäftsleitung hat auch begrif-
fen, dass wir im Maschinenbau qualifizierte Leute
brauchen. Über die Leiharbeit lassen sich unsere An-
forderungen immer schwieriger abdecken. Wir brau-
chen eine gut qualifizierte Stammbelegschaft.«
Georg Bayer, Betriebsratsvorsitzender, Faun, Lauf

»Wir werden voraussichtlich elf neue Auszubilden-
de einstellen, das sind etwas weniger als im letzten
Jahr. Die Ausbildungsquote insgesamt liegt bei rund
3,7 Prozent, ist also viel zu niedrig. Verantwortlich
dafür ist die Zentrale in München, von dort kommen
die Vorgaben. Dazu kommt, dass unsere Azubis ei-
nen Großteil Ihrer fachtheoretischen Ausbildung
nicht direkt bei Infineon bekommen, sondern in der
Ausbildungsstätte der Firma Qimonda (DCA) in Dres-
den. Das Niveau der Ausbildung ist sehr hoch. Aller-
dings ist es für uns als Betriebsrat jedes Jahr ein neu-
er Kampf, Ausbildungsstellen bei der Firmenleitung
durchzusetzen.«
Heiko Vogel, Betriebsratsmitglied bei Infineon, Dresden

»Wir haben für das kommende Lehrjahr 37 Auszu-
bildende eingestellt. Das ist genauso viel wie im ver-
gangen Jahr. Insgesamt erreichen wir an allen Stand-
orten eine Quote von fünf Prozent, bezogen auf die
Stammbelegschaft. Die Anzahl der Bewerbungen
ist in Nordenham zwar zurückgegangen. Vermutlich
wegen der Krise bei Airbus. Aber wir hatten auch in
diesem Jahr reichlich Auswahl.«
Petra Deters, Betriebsratsmitglied, Airbus, Nordenham

»Die Zahl der Ausbildungsplätze ist konstant, da
wir das über eine Betriebsvereinbarung absolut ge-
regelt haben. Was wir nicht geregelt haben, ist, wie-
viel davon anschließend übernommen werden. Das
Unternehmen nutzt die Öffnung des Tarifvertrages,
über Bedarf auszubilden. Wobei schon etwa 80 Pro-
zent übernommen werden.«
Markus Eulenbach, Betriebsratsvorsitzender, Rasselstein,
Neuwied

»Bei uns steigt die Zahl der Ausbildungsplätze
flächendeckend. Wir haben bei uns im Kreis nur noch
4,2 Prozent Arbeitslose. Viele Betriebe merken jetzt,
dass ihnen Fachkräftemangel droht. Wir haben
schon konkrete Vereinbarungen für mehr Auszubil-
dende.«
André Arenz, Jugendsekretär, IG Metall Olpe

Immer weniger Abgänger finden einen betrieblichen Ausbildungs-
platz. Immer mehr nehmen den Weg über Übergangsprogramme.

Trend zur Übergangslösung
So viele Schulabgänger begannen eine Berufsausbildung

mit Ausbildung60%
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Summe der Quoten in einem Jahr >100%, da die Anfängerzahlen sich aus Schulabgängern mehrerer Jahre
zusammensetzen. Quelle: Berufsbildungsbericht 2006 © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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I n t e r n a t i o n a l e K o n f e r e n z d e r O t t o B r e n n e r S t i f t u n g

S p o r t i n d u s t r i e

Über menschenverachtende Ar-
beitsbedingungen in der Sportbe-
kleidungsindustrie berichtet eine
Broschüre, die das internationale
Play-Fair-Bündnis herausgegeben
hat. Dafür wurden Arbeiterinnen
aus Fabriken in China, Indien,
Thailand und Indonesien befragt.
Zu den größten Missständen zählt
der Report fehlende Rechte auf
Vereinigungsfreiheit und Tarifver-
handlungen, den Missbrauch
kurzfristiger Arbeitsverhältnisse
und Löhne, die nicht das Existenz-
minimum decken. Den Report gibt
es auf der Internetseite der Kam-
pagne für saubere Kleidung:
3www.sauberekleidung.de

3

»Gewerkschaften im Umbruch –
Betriebliche und überbetriebliche
Handlungsarenen« unter diesem
Titel diskutieren rund 200 Ge-
werkschafter die Zukunft der Ar-
beitnehmerorganisationen in Ost
und West anlässlich der 9. Inter-
nationalen Konferenz der Otto
Brenner Stiftung (OBS).
Arbeitnehmervertreter – vor al-
lem aus Slowenien, Kroatien, Ser-
bien, Tschechien, Slowakei, Un-
garn, Polen, Österreich und
Deutschland – diskutierten drei
Tage lang Perspektiven der ge-
werkschaftlichen Arbeit. Der An-
lass: die 9. Internationale Konfe-
renz der Otto Brenner Stiftung
vom 14. bis 16 Main 2008 in Kran-
jska Gora in Slowenien.

Die Unterschiede zwischen Ost
und West sind immer noch groß:
Es gibt auf der einen Seite Unter-

3Das Extranet
bietet einen tägli-
chen Infodienst.
Dieser Dienst der
IG Metall weist auf
Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel
und enthält außer-
dem einen Service-
tipp sowie eine
Grafik.

3Mehr Informatio-
nen zu Konferenz der
Otto Brenner Stif-
tung gibt es im Inter-
net unter:
www.otto-brenner-
stiftung.de

3Die Konferenz der
Otto Brenner Stif-
tung fand in Koope-
ration mit der Frie-
drich-Ebert-Stiftung,
der Hans-Böckler-
Stiftung und dem Eu-
ropäischen Gewerk-
schaftsinstitut statt.

E x t r a n e t

Der nächste Wahltermin für die Ju-
gend- und Auszubildendenvertre-
tungen ist im Herbst dieses Jah-
res. Aber auch vorher oder auch
später lassen sich JAVis in den Be-
trieben wählen: Nämlich überall
dort, wo es bisher keine Jugend-
vertretung gibt.
Im Extranet, dem Onlinenetz für
die Aktiven, findet Ihr alles, was
Ihr braucht: Wer wählen und ge-
wählt werden darf, welche Wahl-
verfahren es gibt, wie die Wahl
funktioniert, worauf zu achten ist,
wie Kandidatensuche und Wahlen

gestaltet werden können. Unser
Highlight ist der digitale Wahlka-
lender. Er berechnet alle Termine
und liefert die nötigen Infos und
Formulare, zum Beispiel für die
Bestellung des Wahlvorstandes,
Auslegen von Wählerliste und
Wahlordnung, Wahlversammlung
und Bekanntmachungen. Und
sonst?

Natürlich gibt es auch Logos,
Faltblätter, Präsentationen, einen
Flash-Film, Leporellos, Visitenkar-
ten, Musterschreiben, Checklisten
und Rechtsinfos.

Extranet: extranet.igmetall.de
Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

schiede zwischen den Gewerk-
schaften in Mittel- und Osteuropa
(MOE), die sich im Zeitraffer seit
1990 neu erfinden mussten. Der
Organisationsgrad liegt bei 42
Prozent in Slowenien, 20 Prozent
in Tschechien und 14 Prozent in
Polen. Auf diesem Level stabilisie-
ren sich die Mitgliederzahlen. Ein
weiteres Problem: die Aufsplitte-
rung in unterschiedliche gewerk-
schaftliche Dachverbände.

Staat legt Lohn fest
Gemeinsam ist all diesen Ländern
die dominierende Rolle des Staa-
tes bei der Festlegung der Entloh-
nung. Es fehlen meist branchenbe-
zogene Tarifverhandlungen. Und
die Unternehmenslandschaft hat
sich in Richtung kleinerer und mitt-
lerer Unternehmen gewandelt.

Eine gesetzlich Regelung oder
Vorschrift ist keine Garantie für
gewerkschaftliches Handeln, so
ein Ergebnis der Diskussionen.
Gerade die detaillierte Festlegung
von Arbeitsgesetzen und Streik-
vorschriften kann sich hemmend
auswirken. In Tschechien – um
nur ein Beispiel zu nennen – müs-
sen Streiks mit mehrtägiger Vor-
lauffrist angemeldet und eine
Liste sämtlicher streikbereite Be-
schäftigten dem Arbeitgeber
übergeben werden. Kein Wunder,
dass es in den meisten MOE-Staa-

ten praktisch keine Streiks gab.
Recht haben, reicht also nicht
aus.

Wie kann diese Erkenntnis in
praktische Veränderung münden,
fragten die Teilnehmer. Wer inter-
essieren will, muss provozieren,
antworteten Kampagnenplaner
aus Österreich. Durch Vernetzung
und Austausch muss das Rad
nicht immer wieder neu erfunden
werden. Das ist gerade für Ge-
werkschaften mit geringen Bei-
tragseinnahmen wichtig.

Stärke in Europa setzt Stärke
im eigenen Land voraus und das
heißt Mitglieder in den Betrieben.
Ebenfalls einig waren sich alle
Konferenzteilnehmer, dass sie ei-
ne neue EBR-Richtlinie brauchen.

Heute gibt es 850 europäische
Betriebsräte mit 14 000 einzelnen
Mitgliedern. Sie sind die Akteure,
die grenzüberschreitend prakti-
sche Zusammenarbeit und Solida-
rität organisieren. Die seit 1994
bestehende Richtlinie sollte schon
1999 überprüft werden. Das ist
dringend notwendig: Es fehlen
Ressourcen und Qualifizierung. Es
gibt juristische Unklarheiten und
die Schwellenwerte zur Gründung
von EBR sind zu hoch. Mit einer ge-
meinsamen Resolution fordert die
Konferenz die EU-Kommission auf,
eine revidierte Richtlinie bis Juni
2008 vorzulegen.

Material für die JAVi-Wahlen im HerbstLohn reicht nicht

Osteuropa: Gewerkschaft muss Streiks anmelden

Neue Spitze bei OBS
Das ehemalige IG Metall-Vor-
standsmitglied Wolf Jürgen
Röder und der ehemalige
Funktionsbereichsleiter Sozi-
alpolitik Hans-Josef Legrand
sind seit April 2008 die neue
Doppelspitze der OBS. Sie er-
setzen Elke Eller. Sie ist Vor-
stand für Personal und Orga-
nisation der Volkswagen-Toch-
ter Financial Services AG.



K a r o l a F r a n k
GJAV-Vorsitzende der Audi AG

n

? direkt: Derzeit läuft bei euch, wie
in vier anderen Autounternehmen,
ein Modellversuch zur Modulari-
sierung der Ausbildung. Was wird
da bei euch gemacht?
3Karola Frank: Unser For-
schungsfeld ist »Schnittstellen ge-
meinsamer berufsübergreifender
Qualifikation in einem Berufs-
bild«. Die Lerninhalte der Berufs-
bilder Maschinenanlagenführer
(zweijährig) und Fertigungsme-
chaniker (dreieinhalbjährig) wer-
den im Rahmen der dualen Ausbil-
dung in einzelne Units aufgeteilt
und später bepunktet. So sollen
Module entwickelt werden. Wir
versuchen, die Units in unserem
Sinne sinnvoll zu gestalten. Auch
wenn uns das Thema nicht gefällt.

? direkt: Wo liegen die Gefahren?
3Frank: Die Firma könnte darauf
drängen, dass die dreijährigen
Azubis schon nach zwei Jahren
aussteigen. Wir wissen nicht, wo-
hin die Reise da gehen soll. Die
Arbeitgeber sagen, sie wollen die
duale Ausbildung stärken. Ich
glaube, sie wollen die Ausbildung
einfach kürzen – nach Bedarf des
Betriebs – und Kosten sparen.

? direkt: Was befürchtest du, wenn
die Modularisierung sich allge-
mein durchsetzt?
3Frank: Dann hätten wir klassisch
keine Ausbildungsverträge und
keine Ausbildungsrahmenpläne –
und damit auch keine duale Be-
rufsausbildung – mehr.

? direkt: Was bringt der EQR?
3Frank: Die Formulierungen sind
praxisfern. Die Abgrenzungen wer-
den schwammig: »Kompetenzen,
Fähigkeiten, Kenntnisse«. Das
macht es für Azubis schwieriger.
Die wissen gar nicht mehr, was sie
eigentlich können müssen.

? direkt: Was hältst du vom Kon-
zept »Europäische Kernberufe«?
3Frank: Ich finde es gut, dass wir
als IG Metall da Vorstöße machen
und neue Wege gehen. Wir haben
die duale Berufsausbildung. Lasst
uns die weiterentwickeln, statt uns
den EQR überstülpen zu lassen.

3 Im Gespräch
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3Mehr Infos und
Aktuelles

zum Tarifkonflikt des
Kfz-Handwerks in

NRW:
www.nrw.igmetall.de
www.igmetall-kfz.de

3Auch im Extranet
gibt es Infos

zum Tarifkonlikt des
Kfz-Handwerks:

www.extranet.
igmetall.de
RThemen

RTarifpolitik
RTarifrunde

RKfz-Handwerk

K f z - H a n d w e r k N R W

Im Kfz-Handwerk NRW ist die IG
Metall dabei, Betrieb für Betrieb
neue Tarifverträge durchzuset-
zen. Zuvor hatte der Landesver-
band des Kfz-Handwerks einen
Dumping-Tarifvertrag mit der
»Christlichen Gewerkschaft Me-
tall« vereinbart (direkt berichtete).
Werner Birkhahn, IG Metall-Ver-
handlungsführer hat angekündigt:
»Wir werden alles dafür tun, dass
es künftig auch in Nordrhein-West-
falen wieder einen Flächentarifver-
trag im Kraftfahrzeughandwerk
gibt.«

Bei Redaktionsschluss lagen be-
reits für 22 Kfz-Betriebe mit insge-
samt 1500 Beschäftigten neue Ta-
rifverträge vor. In diesen Betrieben
gelten jetzt die gleichen Tarifbedin-
gungen, die auch in anderen bun-
desdeutschen Tarifgebieten durch-

gesetzt wurden: Rückwirkend zum
1. April gibt es 2,5 Prozent höhere
Löhne, am 1. Dezember 2008 und
2009 jeweils noch einmal zwei Pro-
zent. Gleichzeitig gelten die alten
Arbeitszeit-, Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld-Regeln fort. Damit ist
ein echtes Lohnplus gesichert.

Nur unter Vorbehalt
Parallel rät die IG Metall allen Mit-
gliedern, die CGM-Tariferhöhung
von 2,8 Prozent nur unter Vor-
behalt anzunehmen. Werner Birk-
hahn: »Wer die 2,8 Prozent wider-
spruchslos akzeptiert, der akzep-
tiert auch bis zu drei Stunden
mehr Arbeit pro Woche.«

Aktuell steht die IG Metall in 23
weiteren Betrieben Nordrhein-
Westfalens in Tarifverhandlungen
für mehrere Tausend Beschäftigte.

IG Metall verhandelt jetzt in den Betrieben

B e r u f s a u s b i l d u n g

3Der Europäische
Qualifizierungs-

rahmen (EQR) soll bis
2012 national umge-

setzt werden.
Modularisierung ist

nach Auffassung der
IG Metall darin nicht

vorgeschrieben.

3Mehr Infos zur
Modularisierung und

zum IG Metall-Kon-
zept »Europäische

Kernberufe« im Be-
rufsbildungsportal

der IG Metall:
3www.igmetall-

wap.de
Dort gibt es auch das

IG Metall-Experten-
gutachten »Berufs-

Bildungs-Perspekti-
ven 2008«

3Anders als die Auto-
hersteller, die zur tay-
lorisierten Produktion
zurückgehen, sind die

Handwerks-Arbeit-
geber für »breitbandi-

ge« Berufe.

vom arbeitgebernahem Institut Be-
triebliche Bildung sitzen bei Bil-
dungsministerin Schavan mit am
Tisch. Severing will einen Umbau
hin zur »kostengünstigen Bereit-
stellung nachgefragter Qualifika-
tionen«. So würden mehr junge
Menschen zu einer Ausbildung
kommen, glaubt er. Derzeit läuft
bei fünf Autounternehmen ein von
ihm betreutes Pilotprojekt.

IG Metall will Kernberufe
Die IG Metall und zahlreiche Wis-
senschaftler lehnen die Zersplitte-
rung ab. Berufsprinzip und ganz-
heitliche berufliche Handlungs-
fähigkeit werden damit ausgehe-
belt. Wenn die spezielle Arbeit im
Betrieb wegfällt, hat der durch Ein-
zelmodule angelernte Beschäftigte
keine Perspektive mehr. Und:
Niedrigqualifziert heißt auch Nied-
riglohn. »Wir wollen Gute Arbeit
und qualifizierte Ausbildung für
die Menschen«, forderten über
200 Betriebsräte und Jugendver-
treter in ihrer »Frankfurter Er-
klärung« im vergangenen Jahr. Das
Alternativkonzept der IG Metall:
gemeinsam vollwertige, einheitli-
che und übertragbare europäische
Kernberufe entwickeln.

Ende April hat das Europaparla-
ment den Europäischen Qualifi-
zierungsrahmen (EQR) angenom-
men. Mit dem EQR sollen Ausbil-
dungsergebnisse in Europa ver-
gleichbar gemacht werden. In
Deutschland wollen Teile der Indu-
strie die EQR-Umsetzung zur Auf-
splitterung der Ausbildung in Ein-
zelmodule nutzen.
Der EQR sieht acht Qualifizierungs-
stufen vor, in die Arbeitnehmer
nach einem Leistungspunktesys-
tem einsortiert werden. Dabei
zählen Lernergebnisse und nicht
Lehrinhalte sowie Bildungsgänge.
Das Ziel: Zugangschancen zu Bil-
dung und die Durchlässigkeit zwi-
schen den Bildungssystemen zu
erhöhen. Der EQR soll bis 2012 auf
nationaler Ebene umgesetzt wer-
den. Dies wollen die Arbeitgeber,
besonders die Autoindustrie, zu ei-
ner grundlegenden Änderung der
Berufsausbildung nutzen.

Die ganzheitliche Ausbildung
soll in zehn bis 14 einzeln zertifi-
zierte Module zerlegt werden. Die
Modularisierungsbefürworter stüt-
zen sich auf das Leistungspunkte-
system, das Wertungen für einzel-
ne Teilqualifikationen vergibt. Mo-
dularisierer wie Eckart Severing

Abschied vom dualen System?
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V e r t r a u e n s l e u t e w a h l e n

IG Metall-Verwaltungsstellen ha-
ben die Vertrauensleutewahlen
im Frühjahr für einen strategi-
scheren und zielgerichteteren
Aufbau von Vertrauensleutestruk-
turen genutzt.
Dies zeigt eine erste qualitative
Auswertung der Wahlen nach einer
Umfrage unter 21 Verwaltungsstel-
len. Quantitative Wahlergebnisse
sind erst im Herbst zu erwarten.

Die Auswertung des Ressorts
Vertrauensleute beim IG Metall-
Vorstand zielte darauf zu erfahren,
wie Verwaltungsstellen die Ver-
trauensleutewahlen und den Auf-
bau betrieblicher Strukturen ange-
hen. Im Vorfeld wurden hierfür ge-
meinsam neue strategische Kon-
zepte entwickelt. Ressortleiter Thi-
lo Kämmerer zieht ein positives
Fazit: »Überall wurden die Vertrau-
ensleutewahlen intensiv diskutiert
und vorbereitet. Alle Verwaltungs-
stellen haben strategisch wichtige
Betriebe definiert. Und die Hälfte
hat konkrete Zielverabredungen
zum Aufbau neuer Vertrauensleu-
testrukturen getroffen.«

Leiharbeit bleibt für Betriebsräte
ein großes Thema. Wie die neue
Betriebsrätebefragung des WSI
zeigt, beschäftigten gut 37 Prozent
der Betriebe mit mehr als 20 Be-
schäftigten und Betriebsrat zwi-
schen Anfang 2005 und Herbst

5

Die Verwaltungsstellen blicken po-
sitiv in die Zukunft. Der neue stra-
tegische Ansatz bringt einen Auf-
schwung für die Vertrauensleute-
arbeit. Besonders gute Erfahrun-
gen haben die Verwaltungsstellen
mit mehr Beteiligungsorientierung
gemacht. »Vertrauensleute lassen
sich vor allem aktivieren, wenn sie
in betriebliche Themen eingebun-
den werden – beispielsweise über
Era«, erklärt IG Metall-Trainee Ste-
phan Körprich, der die Auswer-
tung gemacht hat.

Schwierig ist nach wie vor der
Zugang zu den Angestellten. Doch
auch hier gehen die Verwaltungs-
stellen bewusster vor, beispiels-

So gingen Verwaltungsstellen die VL-Wahlen an:
3 In allen Verwaltungsstellen wurden die Vertrauensleutewahlen in

Delegiertenversammlung und im Ortsvorstand diskutiert.
3Alle Verwaltungsstellen haben strategische Betriebe mit mehr als

300, beziehungsweise 100 Beschäftigten benannt.
3 In der Hälfte der Verwaltungsstellen wurden konkrete Zielverabre-

dungen zum Aufbau neuer Vertrauensleute-Strukturen getroffen.
386 Prozent der Vertrauensleute wurden im Betrieb gewählt.

3Mehr Infos zur Ver-
trauensleutearbeit
und den Wahlen im
Extranet:
www.extranet.
igmetall.de
RAktive
RVertrauensleute

Dort findet Ihr auch
den VKL-Newsletter
für Vertrauenskörper-
leitungen mit vielen
betrieblichen Hand-
lungsbeispielen.

3Die IG Metall hat
eine Kampagne zur
Leiharbeit gestartet.
Mehr dazu gibt es im
Extranet:
www.extranet.
igmetall.de
RIG Metall
RKampagne Leih-
arbeit

Frischer Wind für die Vertrauensleutearbeit
weise mit speziellen Branchen-
fachveranstaltungen.

Mehr junge Vertrauensleute
Dem Ziel, mehr junge Mitglieder
für die Vertrauensleutearbeit zu
gewinnen, sind die Verwaltungs-
stellen mit den Vertrauensleute-
wahlen näher gerückt. Generell
haben die Verwaltungsstellen es
vermehrt geschafft, ausscheiden-
de Jugend- und Auszubildenden-
vertreter weiter als Vertrauensleu-
te zu binden. »Viele nutzen die
Chance, ihre Vertrauensleutegre-
mien zu verjüngen«, meint Thilo
Kämmerer. »Das freut uns natür-
lich ganz besonders«.

Leiharbeit: Thema für jeden dritten Betriebsrat
»Wie hat sich die Zahl der Leiharbeitnehmer
im Betrieb entwickelt?«

unverändert
31,8%

zugenommen
54,8%

abgenommen
13,7%

»Wie hat sich die durchschnittliche Einsatzdauer
der Leiharbeitnehmer im Betrieb entwickelt?«

unverändert
44,9%

länger
40,7%

kürzer
14,4%

Jeweils Veränderungen in den letzten zwei Jahren. Quelle: WSI Betriebsrätebefragung 2007 © Hans-Böckler-Stiftung 2008

L e i h a r b e i t

Der Boom bei Arbeitskräften auf Zeit ist ungebrochen
2007 Leiharbeiter. In gut der Hälfte
der befragten Betriebe stieg die
Zahl der Leiharbeiter. Fast 40 Pro-
zent gaben an, dass die Beschäf-
tigten auf Zeit länger im Betrieb
blieben. Nur in etwa 14 Prozent der
Betriebe war die Zahl und die Ein-

satzdauer zurückgegangen. Für
die WSI-Forscher zeigen die Zah-
len, dass sich die Funktion von
Leiharbeit wandelt. Sie ersetze zu-
nehmend reguläre Beschäftigung.
Das berichtete auch ein Viertel der
befragten Betriebsräte.



Infolge der Rentenreformen ver-
gangener Jahre sowie dramati-
scher Veränderungen in der Ar-
beitswelt kehrt das alte Problem
der Altersarmut zurück.

Seit 1992 haben eine Reihe von
Reformen das Leistungsniveau
der Rentenversicherung deutlich
reduziert. Bis 2030, schätzt eine
Modellrechnung der Bundesregie-
rung, wird sich das Nettorenten-
niveau vor Steuern um rund ein
Fünftel reduzieren, von heute 53
auf 43 Prozent. Selbst Durch-
schnittsverdiener müssen dann
35 Jahre lang arbeiten, um mit ih-
rer Rente wenigstens über die
Grundsicherung zu gelangen.

Mit einem Ausgleich zwischen
den Generationen, wie die Politik
ständig betont, haben die vergan-
genen Rentenreformen allerdings
nichts gemein. »Im Kern ging es
um Umverteilung zu Lasten der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer«, analysiert Hans-Jürgen Ur-

ban, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied der IG Metall.
Zwar seien die Rentenversiche-
rungsbeiträge stabil geblieben.
Aber dies bedeute auch, dass
Renten später niedriger ausfielen
– gerade für die Jungen.

Ergänzt wird der Leistungsab-
bau durch gravierende Verände-
rungen in der Arbeitswelt: Leihar-
beit, Mini- und Ein-Eurojobs sowie
befristete Jobs sind auf dem Vor-
marsch, der Anteil fester Stellen
nimmt kontinuierlich ab.

Nach Angaben des Deutschen
Gewerkschaftsbunds (DGB) sind
zurzeit weit über eine Million
Menschen länger als zwölf Mona-
te arbeitslos. Knapp sieben Millio-
nen sind nur geringfügig beschäf-
tigt. Darüberhinaus werden rund
2,5 Millionen Vollzeitbeschäftigte
zu Löhnen beschäftigt, die unter-
halb der Hälfte des Durchschnitts-
lohnes liegen. Und von den
650 000 Leiharbeitern benötigt je-
der achte zusätzlich Arbeitslosen-
geld II.

Dass solch prekäre Beschäfti-
gungsverhältnisse auf die künfti-
gen Rentenzahlungen drücken,

Mehr Informationen
zum Thema

gibt es beim DGB-
Bundesvorstand:

3www.dgb.de

Was ist eigentlich ...

liegt auf der Hand. Spätestens in
den Jahren 2020/2030, schätzt der
Paritätische Wohlfahrtsverband,
wird die Altersarmut einen Anteil
»von zehn Prozent oder mehr« er-
reicht haben. Derzeit leben etwa
2,5 Prozent der Rentner von der so-
genannten Grundsicherung.

Dass die Altersarmut wachsen
wird, deuten auch die durch-
schnittlichen Rentenzahlungen an
neue Pensionäre an. Bezog ein
westdeutscher Rentner im Jahre
2000 noch 883 Euro monatlich,
waren es 2006 nur noch 790.
Nach DGB-Schätzungen wird die
Rente bis 2030 um rund ein Drittel
niedriger ausfallen.

Um das Problem zu entschär-
fen, hat der DGB »Eckpunkte« vor-
gelegt. Sie sehen vor, die Renten-
formel grundlegend zu überarbei-
ten und eine Erwerbstätigenversi-
cherung einzuführen.

Selbständige, Beamte und Poli-
tiker sollen mit Übergangsfristen
einbezogen werden. Zusätzlich
sollen die Abschläge bei Erwerbs-
minderungsrenten wegfallen und
niedrige Einkommen bei der Ren-
te besser bewertet werden.
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3Mehr Infos und Ma-
terial zur Außerbe-

trieblichen Gewerk-
schaftsarbeit (AGA)
gibt es im Extranet:

www.extranet.
igmetall.de
RIG Metall

RKonferenzen
RAußerbetriebliche
Gewerkschaftsarbeit

... Altersarmut

AG A-A r b e it

Bei der IG Metall Krefeld küm-
mern sich Senioren aus dem Ar-
beitskreis Außerbetriebliche Ge-
werkschaftsarbeit (AGA) um Kfz-
Betriebe. Zwei ehemalige Gewerk-
schaftssekretäre und sechs ehe-
malige Betriebsräte fahren mit
dem »Infomobil« der Verwaltungs-
stelle zu Kfz-Betrieben, bringen In-
fos vorbei und beraten. Elf bislang
nicht erschlossene Kfz-Betriebe
bekommen so eine IG Metall-Be-
treuung durch einen AGA-Paten.
»Anfeindungen durch einzelne Ge-
schäftsleitungen haben sich mit
Hinweis auf unser Zutrittsrecht
schnell erledigt«, erzählt IG Me-
tall-Sekretär Ralf Claessen.

Die IG Metall hatte in der Dele-
giertenversammlung zur Unter-
stützung in der Kfz-Tarifrunde auf-
gerufen. In Krefeld gibt es schon
seit Jahren AGA-Aktive, die neben
Betriebsbetreuung auch Wohnbe-
reichsarbeit leisten.

AGA betreut Kfz

Ta r i f lose

Die IG Metall Neuwied lädt nicht-
tarifgebundene Betriebe zu Info-
veranstaltungen ein. Dort werden
Wege zum Tarif verabredet. Zur
Veranstaltung Anfang Mai kamen
sechs Betriebe. Der Anreiz: »Die
Entgelte liegen dort mittlerweile
bis zu zölf Prozent unter dem
Flächentarif«, erklärt der Bevoll-
mächtigte Wolfgang Collet. Auf der
Veranstaltung wurden betriebliche
Probleme besprochen und Erfah-
rungen ausgetauscht. Mit den Be-
triebsräten verabredete die IG Me-
tall Schritte zur Zusammenarbeit
und zum Aufbau betrieblicher
Strukturen.

Nach einer ersten Veranstaltung
im letzten Jahr gibt es in einem Be-
trieb mit 330 Beschäftigten bereits
konkrete Erfolge: Dort wurden erst-
mals Vertrauensleute gewählt und
ein Vertrauenskörper konstituiert.
Und auch die Anzahl der IG Metall-
Mitglieder ist deutlich gestiegen.

So gehts zum Tarif

V e r e i n b a r u n g

Bei Cloos Schweißtechnik hat die
IG Metall Herborn eine Beschäfti-
gungssicherung ohne Opfer ver-
einbart. Die Geschäftsleitung hatte
vergangenes Jahr angekündigt zu
investieren. Damit war jedoch auch
eine Umorganisation verbunden.
»Wir haben gesagt: Das ist mitbe-
stimmungspflichtig. Wir wollen ei-
ne Betriebsvereinbarung«, erklärt
der Bevollmächtigte Hans-Peter
Wieth. Die Geschäftsleitung hat
lange Verhandlungen verweigert.

Doch IG Metall und Betriebsrat
starteten eine Reihe betrieblicher
Aktionen. »Das war zuerst bei der
positiven Wirtschaftslage schwer
zu vermitteln«, erklärt Wieth.
»Doch schließlich standen alle so-
lidarisch zusammen.«

Bis 2012 sind nun betriebsbe-
dingte Kündigungen ausgeschlos-
sen. Die Zahl der Azubis und deren
Übernahme ist festgeschrieben.
Und es gibt Neueinstellungen.

Investition genutzt



M i t b e s t i m m u n g

Taschenkontrollen
nach Arbeitsende
Zeit für Taschenkontrollen, die
durch eine Betriebsvereinbarung
gestattet ist, gehört nicht zur Ar-
beitszeit. Deshalb verletzt der Ar-
beitgeber keine Mitbestimmungs-
rechte, wenn er solche Kontrollen
erst nach Verlassen des Arbeits-
platzes durchführt. Bei Testein-
käufen, die das Verkaufsverhalten
der Beschäftigten prüfen sollen,
besteht kein Mitbestimmungs-
recht des Betriebsrats nach § 87
Abs. 1 Nr. 1 BetrVG.
LAG Nürnberg vom 10. Oktober 2006 –
6 TaBV 16/06

K ü n d i g u n g

Schwerwiegender
Verdacht reicht aus
Für eine außerordentliche Kündi-
gung reicht es bereits aus, wenn
der dringende schwerwiegende
Verdacht einer Straftat oder einer
erheblichen Vertragsverletzung
besteht. Die Vertragsverletzung
oder Straftat muss nicht bereits be-
wiesen sein. Jedoch kann ein sol-
cher Verdacht nicht allein durch die
Einleitung eines staatsanwaltli-
chen Ermittlungsverfahrens oder
einer richterlichen Durchsu-
chungsanordnung begründet wer-
den. Es reicht nicht aus, sich auf
Verdächtigungen zu berufen, die
sich auf mehr oder weniger halt-
bare Vermutungen stützen.
BAG vom 29. November 2007 – 2 AZR
724/06

B e t r i e b s r e n t e

Ausschluss bei
höherer Vergütung
Unterschiedliche Vergütungssys-
teme können den Ausschluss von
Versorgungsleistungen rechtferti-
gen. Das gilt dann, wenn die aus-
geschlossene Arbeitnehmergrup-
pe durchschnittlich eine erheblich
höhere Vergütung erhält. Mit dem
Mehrverdienst kann Eigenvorsorge
fürs Alter betrieben werden
BAG vom 21. August 2007 – 3 AZR
269/06

S c h i k a n e n

Mobbingopfern steht
Schmerzensgeld zu
Der Arbeitgeber muss im Rahmen
seiner Möglichkeiten Beschäftigte
vor Schikanen, unwürdigen Be-
handlungen, Gehässigkeiten und
Beleidigungen durch Vorgesetzte,
Mitarbeiter oder Dritte schützen.
Das Bundesarbeitsgericht hat zum
ersten Mal anerkannt, dass Be-
schäftigte Mobbing nicht hinneh-
men müssen. Obwohl Mobbing
kein eigenständiger Rechtsbegriff
ist, wird darunter ein systemati-
sches Anfeinden, Schikanieren
oder Diskriminieren eines Beschäf-
tigten durch Vorgesetze oder Ar-
beitnehmer untereinander ver-
standen.

Es liegt allerdings im Ermessen
des Arbeitgebers, welche Maßnah-
men er dagegen ergreift. Ein Mob-
bing-Opfer hat keinen Anspruch
darauf, dass der Mobber entlassen
wird. Er kann auch nicht darauf be-
stehen, dass ein neuer Arbeits-
platz für ihn geschaffen wird. Der
Arbeitgeber haftet jedoch für Schä-
den, wenn während der Arbeit
gemobbt worden ist. Dazu gehört
auch ein Schmerzensgeld. Die
Höhe legt das Gericht fest.
BAG vom 25. Oktober 2007 – 8 AZR
593/06

D i e n s t c o m p u t e r

Wer zuviel privat surft,
kann rausfliegen
Wer seinen Computer am Arbeits-
platz exzessiv für private Zwecke
nutzt, kann fristlos gekündigt wer-
den. Eine gelegentliche private
Nutzung rechtfertigt allerdings nur
eine Abmahnung.

Hat etwa ein Arbeitnehmer in-
nerhalb eines Zeitraums von sechs
Monaten fünf Stunden lang Ero-
tikbilder auf seinem Dienst-PC be-
trachtet, stellt das noch keine ex-
zessive private Nutzung dar. Der
Arbeitgeber kann deshalb dem Be-
schäftigten in diesem Fall auch
keine Kündigung aussprechen,
sondern nur mit einer Abmahnung
reagieren.
LAG Rheinland- Pfalz vom 13. Dezember
2007 – 10 SA 505/07

K ü n d i g u n g

Möglichkeiten der
Weiterbeschäftigung
Wenn aufgrund einer Betriebs-
änderung im Interessensausgleich
die zu kündigenden Arbeitnehmer
namentlich benannt sind, so wird
im Kündigungsschutzprozess ver-
mutet, dass die für die Kündigung
erforderlichen betrieblichen Grün-
de vorliegen. Das Gericht kann
dann nicht nur davon ausgehen,
dass es in dem betroffenen Betrieb
keine weiteren Beschäftigungs-
möglichkeiten gab, sondern auch
in anderen Betrieben des Unter-
nehmens. Das gilt in vollem Um-
fang, wenn der Gesamtbetriebsrat
den Interessensausgleich abge-
schlossen hat.

Hat lediglich der Einzelbetriebs-
rat der Namensliste zugestimmt,
kann ein gekündigter Arbeitneh-
mer mit dem Verweis auf Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in anderen
Betrieben dagegen vorgehen.
Kann er dafür auch konkrete An-
haltspunkte nennen, muss nun
wiederum der Arbeitgeber nach-
weisen, dass sich die Betriebs-
parteien auch mit Beschäftigungs-
möglichkeiten in anderen Betrie-
ben befasst haben.
BAG vom 6. September 2007 – 2 AZR
715/06

B e t r i e b s ü b e r g a n g

Tarifansprüche
wirken fort
Tarifnormen gelten auch nach ei-
nem Betriebsübergang an einen
nicht tarifgebundenen Erwerber
weiter. Allerdings bestimmt § 613a
Abs. 1 Satz 2 BGB, dass sie dann
nur noch Teil der jeweiligen Indivi-
dualarbeitsverträge sind. Das gilt
auch, wenn die Bestimmungen des
Tarifvertrags erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt nach dem Betriebs-
übergang wirksam werden.

Das kann zum Beispiel dann der
Fall sein, wenn eine Entgelter-
höhung für mehrere Jahre in meh-
reren Stufen vereinbart wurde und
einige erst nach dem Betriebs-
übergang wirksam werden.
BAG vom 19. September 2007 – 4 AZR
711/06

3Praxisworkshop:
Der AiB-Verlag bietet
einen Praxis-Work-
shop zum Thema »Be-
endigung von Arbeits-
verhältnissen« am 19.
Juni in Münster an.
3www.aib-verlag.de
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T e r m i n e

26. und 27. Juni
Im Rahmen des gewerk-
schaftlichen Gutachter-
netzwerkes findet eine
Betriebsräteschulung
zum Thema »Eingangs-
qualifikation, Einsetz-
barkeit und Eingruppie-
rung von Absolventen
der neuen Bachelor- und
Masterstudiengänge in
Wirtschaft und Verwal-
tung« statt. In vielen Fir-
men herrscht große Un-
sicherheit über die Ein-
satzmöglichkeiten und
tarifliche Eingruppie-
rung. Das Thema ist für
Personalabteilungen so-
wie für Betriebs- und
Personalräte gleicher-
maßen Neuland. Das Se-
minar liefert Grundla-
genwissen und neueste
Erfahrungen mit den Ab-
schlüssen in Betrieben,
Institutionen und Orga-
nisationen. Die Veran-
staltung fällt unter Para-
graf 37,6 BetrVG und fin-
det in Berlin statt.
3www.extranet.
igmetall.de
RThemen RBildung

»Ich habe mit der Kanzlerin in dieser Sache gut zusammengearbei-
tet, nehme aber auch zur Kenntnis, dass die CDU-Vorsitzende nicht
immer hinter der Kanzlerin steht.«
Olaf Scholz, Bundesarbeitsminister, zur Kritik von Angela Merkel an der
Außendarstellung der geplanten Rentenerhöhung.

»Ich bin ein verkannter Mann.«
Oskar Lafontaine, Die Linke, in einem »taz«-Interview über sein Image.

S t e l l e n a n g e b o t e

Die IG Metall-Vorstandsverwal-
tung sucht ab sofort für eine unbe-
fristete Vollzeitstelle eine/n

politische/n Sekretär/in
für den Bereich Sozialpolitik, Res-
sort »Allgemeine Sozialpolitik«.
Aufgaben: Erarbeitung von Analy-
sen und Bewertung sozial- und
arbeitsmarktpolitischer Entwick-
lungen in Deutschland und Euro-
pa. Erarbeitung von gewerk-
schafts- und sozialpolitischen
Strategien sowie arbeitsmarkt-
und beschäftigungspolitischen
Konzepten. Wahrnehmung von
Veranstaltungen in Verwaltungs-
stellen, Bezirkleitungen, Akade-
mien und gesellschaftlichen Or-
ganisationen im nationalen und
europäischen Rahmen.
Anforderungen: Traineeprogramm
der IG Metall, Studium an der Aka-
demie der Arbeit oder gleichwerti-
ges Fachwissen.

Grundlegende Kenntnisse und Er-
fahrungen im Bereich der Wirt-
schafts-, Gesellschafts- und Ge-
werkschaftspolitik. Fundierte
Kenntnisse und Erfahrungen im
Feld der Sozialpolitik zur Ökono-
mie, zum Leistungsrecht und zum
institutionellen Aufbau der sozia-
len Sicherungssysteme.
Bewerbungen: IG Metall-Vor-
stand, FB Organisation und Per-
sonal, Wilhelm-Leuschner-Straße
79, 60329 Frankfurt. Mehr Infos
gibt es bei Christina Geisthardt,
Telefon 069 – 66 93-2450.

S t e l l e n a n g e b o t e

Die Verwaltungsstelle München
sucht ab sofort eine/n

politische/n Sekretär/in.
Aufgaben: Betreuung und Koordi-
nation der Jugend-, Jugendbil-
dungs- und Berufsbildungsarbeit.
Jugend- und Auszubildendenver-
tretungen beraten und betreuen.
Kampagnen planen. Öffentliche
Mittel für Jugendarbeit verwalten
und abrechnen. Tariffragen im
Ausbildungsbereich.
Anforderungen: IG Metall-Trainee-
programm, Akademie der Arbeit
oder Fachwissen aus anderen ge-
werkschaftlichen Bildungseinrich-
tungen. Erfahrungen mit betrieb-
licher Interessenvertretung und
gewerkschaftlicher Jugendarbeit.
Qualifizierte Kenntnisse im Ausbil-
dungsrecht, der Berufsausbildung
und in tarifpolitischen Fragen.
Bewerbungen bis 6. Juni: IG Me-
tall, z. H. Horst Lischka, Schwan-
thalerstraße 64, 80336 München.
Telefon 089 – 51411-11.

Die Verwaltungsstelle Gaggenau
sucht ab Herbst eine/n

politischen Sekretär/in
Aufgaben: Betriebs- und Mitglie-
derbetreuung sowie von Betriebs-
räten, Jugend- und Auszubilden-
denvertretungen. Mitgliederwer-
beaktionen planen. Mitglieder in
Arbeits- und Sozialrechtsfragen
beraten. Übernahme weiterer Auf-
gaben nach Einarbeitung.
Anforderungen: IG Metall-Trainee-
programm, Akademie der Arbeit
oder Fachwissen aus anderen ge-
werkschaflichen Bildungseinrich-
tungen. Erfahrungen mit betriebli-
cher Interessenvertretung und ge-
werkschaftlicher Jugendarbeit so-
wie als Betriebsrat oder JAV.
Bewerbungen bis 23. Juni: IG Me-
tall, z.H. Roman Zitelsberger,
Hauptstraße 83, 76571 Gaggenau.
Telefon 07225–9687-0.Ka
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